
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 30.08.2023 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen:  

Vorlage: 012/2023/0039 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Gemeinderat Dienheim 13.09.2023 4 Öff.    

 
    

 
Zustand des Wirtschaftsweges zum "Michelröder See"; Grundsatzbeschluss zur weiteren 
Verfahrensweise zur Thematik der gemeindelichen Verkehrs- und Unterhaltungspflicht 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Zur Frage nach Maßnahmen zur Verbesserung der Wegebeschaffenheit der Wirtschaftswege im Dien-
heimer Unterfeld (östllich der Bahnlinie) auch hinsichtlich zur Thematik der Verkehrssicherungspflicht 
beschließt der Gemeinderat mit Verweis auf die nachstehende Sachdarstellung im Grundsatz vorerst 
auf wegebauliche Reparatur- und Sanierungsmaßnahmen zu verzichten.  

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:  012/55590.523380 

 
 Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von       € zur Verfügung. 

 

 Die Genehmigung bei Abweichung vom Einzelzweck erforderlich. 
 

 Bei gegenseitiger oder einseitiger Deckungsfähigkeit; Deckung erfolgt aus  
 Buchungsstelle:       

 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von :       € wird erteilt. 

 

 Schriftlicher Antrag ist beigefügt. 
 
Finanzielle Auswirkungen geprüft: 
      vorstehende Angaben zutreffend 
      vorstehende Angaben nicht zutreffend 

(Mohr) 
Haushaltsachbearbeiter 

 
Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Becker-Theilig)  (Livingston)  (Wagner)  (Groth) 
Sachbearbeiter  Fachbereichsleiter  Beigeordnete  Bürgermeister 
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Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Infolge eines Unfalles mit erheblicher Körperverletzung eines Motorrollerfahrers (Mitte April) auf der 
östlich der Bahnstrecke im Dienheimer Unterfeld verlaufenden Wegeverbindung zwischen Dienheim 
und dem „Michelröder See“ entstand nunmehr die Diskussion über den Wegezustand, die Frage nach 
der Verkehrssicherungspflicht, den haftungsrechtlichen Belangen und möglichen Wege verbessernden 
Maßnahmen bzw. der Durchführung umfangreicher Wegebaumaßnahmen. 
Die Gesamtwegelänge der Wege-Trasse beträgt ca. 4 km. Etwa auf einer Länge von ca. 1,5 km ist der 
Wegezustand als stark beschädigt zu bezeichnen. Die Wegeoberfläche besteht auf der Trasse sowohl 
aus Beton-, Asphalt- und Schotterbauweise oder in Kombi-Bauweise (Betonplatten mit Asphaltüber-
zug). Die gravierendsten Schäden befinden sich im Bereich der Betonplattenbauweise und kennzeich-
nen sich insbesondere durch Längs- und Querrisse, gebrochene Plattensegmente und teils mit Verwer-
fungsschäden u.a. infolge von Trockenheitsschäden und/oder von Tonnagenüberanspruchungen in 
Verbindung mit einem fehlenden/unzureichendem Unterbau. Siehe hierzu auch den beigefügten La-
geplan des Trassenweges sowie einige ausgewählte Bilddokumente. 
 
Im weiteren Korrespondenzverlauf wurde Ende April seitens des Angelsportvereins auf das Recht der 
Wegebenutzung verwiesen und auf Wege verbessernde Maßnahmen im Zusammenhang mit der Ver-
kehrssicherungspflicht gefordert.  
 
In Abstimmung zwischen VG-Ordnungs- und Bauverwaltung wurde hierzu eine gemeinsame fachliche 
Stellungnahme hinsichtlich der Verkehrssicherungspflicht erstellt. Siehe hierzu nachfolgende Stellung-
nahme:  
„Der bezeichnete Weg weist eine Gesamt-Länge von ca. 4 km auf. Es handelt sich um einen Wirt-
schaftsweg, der nicht als öffentlicher Weg gewidmet ist und verkehrsrechtlich lediglich zum Befahren 
für landwirtschaftliche Nutzung ausgewiesen ist. 
Demnach besteht kein Anspruch auf eine der gewöhnlichen Benutzung von öffentlichen gewidmeten 
Straßen ausgelegte Oberflächenbeschaffenheit der Wege. Die Verkehrsteilnehmer (Fußgänger, Rad-
fahrer, motorisierter Zweiräder, Kfz-Verkehr, landwirtschaftliche Fahrzeuge) müssen ihre Fortbewe-
gungs- und Fahrweise auf die örtlichen Gegebenheiten anpassen und jederzeit mit Wegeschäden rech-
nen. 
Wir verweisen hierzu auch auf die Entscheidung des OLG Koblenz vom 07.04.2003, Az. 12 U 1829/01. 
Demnach haftet ein Verkehrsteilnehmer beim Benutzen auf schlechten Feldwegen selbst für sich hie-
raus entstandenen Schäden.  
Die für die Verkehrssicherheit zuständige Gemeinde ist nicht verpflichtet bei Feldwegen gesondert auf 
erhebliche Fahrbahnmängel hinzuweisen. Auf Feldwegen muss der Benutzer generell mit erheblichen 
Fahrbahnbeschädigungen rechnen. 
Lediglich bei extrem gravierenden Gefährdungsstellen (tiefe abfallende Einbruchstellen, große Wege-
Hindernisse z.B. entwurzelnder Baumstamm) ist die Kommune verpflichtet entsprechende Maßnahmen 
zur Kenntlichmachung bzw. zur Beseitigung zu ergreifen.“ 
 

Dennoch obliegt es der Gemeinde Dienheim über mögliche Maßnahmen zur Verbesserung der Wege-
beschaffenheit –jedoch in enger Abstimmung mit dem örtlichen Bauern- und Winzerverein als Vertre-
ter der Wegebeitragszahlern- zu entscheiden.   
Eine Wegebegehung der VG-Bauverwaltung geht selbst bei reduzierten Ausbesserungsmaßnahmen  
mit punktueller Schwerpunktsetzung ohne nachhaltige (langfristige Wirkung) von beträchtlichen Kos-
ten in fünfstelliger Höhe aus. Im Falle einer grundhaften Sanierungsmaßnahme im Bereich der Beton-
plattenelement würde die VG-Fachabteilung das flächige Zerbrechen/Zermahlen auf der gesamten Ab-
schnittslänge und unter Zugabe und Vermischung mit zusätzlichem Schottermaterial (ggf. Vermörte-
lung) die Herstellung eines Schotterplanums empfehlen. Diese Sanierungsweise stellt eine nachhaltige 
und wirtschaftlich sinnvolle Wegeverbesserung dar, verursacht dennoch angesichts der umfänglichen 
Wegeabschnittslänge einen höheren sechsstelligen Betrag. 
Nach interner Abstimmung zwischen Ortsgemeindeverwaltung und dem örtlichen Bauern- und Win-
zerverein wird jedoch von jeglichem Sanierungsaufwand in diesem Wegebereich Abstand genommen. 
Begründung: Bei den im Dienheimer Unterfeld anliegenden Bewirtschaftungsflächen handelt es sich –
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im Gegensatz zu den meist westlich der Bahnlinie liegenden Rebanbauflächen- um zumeist ackerbau-
liche Anbauflächen mit deutlich reduzierten Befahrungsansprüchen.   
 
Die Verwaltung empfiehlt dem Gemeinderat auf Grund der vorstehenden Ausführungen im Grund-
satz auf Wegebaumaßnahmen im Bereich der dargestellten Wegetrasse zu verzichten.  
 
 
 
 
  
 
 


